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Markt Altomünster, DAH; 
Aufstellung des Bebauungsplanes Halmsried Nr. 1 „Sondergebiet Freiflä-
chenfotovoltaikanlage südlich von Halmsried“ 
§ 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde gibt folgen-

de Stellungnahme zur o.g. Bauleitplanung ab.  

 
Sachverhalt  
 
Die Marktgemeinde Altomünster beabsichtigt mit o.g. Planung die bauplanungs-

rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Freiflächenfotovoltaikanla-

ge auf bislang intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen zu schaffen. Das 

Plangebiet (insg. ca. 4,4 ha) befindet sich südlich von Halmsried und soll im 

Wesentlichen als Sondergebiet Fotovoltaikanlage festgesetzt werden, eine ent-

sprechende Änderung des Flächennutzungsplanes ist derzeit bereits im Verfah-

ren. 

 

Erfordernisse  
 
Die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerbaren Energien 

[…] sollen geschaffen werden (Art. 6 Abs. 2 Nr. 4 BayLplG).  
 
Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbe-
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sondere durch […] die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien […] (LEP 
1.3.1 (G)).  
 
Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen (LEP 6.2.1 (Z)).  
Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert wer-
den (LEP 6.2.3 (G)).  
 
Die regionale Energieerzeugung soll regenerativ erfolgen. Hierzu bedarf es der interkommuna-
len Zusammenarbeit (RP 14 B IV G 7.3).  
 
Die Gewinnung von Sonnenenergie (Strom und Wärme) soll vorrangig auf Dach- und Fassa-
denflächen von Gebäuden, auf bereits versiegelten Flächen und im räumlichen Zusammen-
hang mit Infrastruktur erfolgen (RP 14 B IV G 7.4).  
 
Bewertung  

 

Die Planungen sind hinsichtlich der Ziele zum Klimaschutz sowie des verstärkten Ausbaues 

regenerativer Energien grundsätzlich zu begrüßen.  

Das Plangebiet wird von einer 20kV-Freileitung durchzogen, somit ist hier eine gewisse Vor-

prägung des Landschaftsbildes sowie ein räumlicher Zusammenhang mit Infrastruktur vorhan-

den.  

Die Planungen stehen den Erfordernissen der Raumordnung grundsätzlich nicht entgegen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Sachgebiet 24.2 - Landes- und Regionalplanung 
in den Regionen Ingolstadt (10) und München (14) 
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Stellungnahme Bebauungsplan Halmsried Nr. 1 „Sondergebiet 
Freiflächenfotovoltaikanlage südlich von Halmsried“ in der Fassung vom 
20.09.2022 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bayerische Bauernverband als Träger öffentlicher Belange und als Interessensvertretung der 
bayerischen Landwirtschaft nimmt zu o. g. Vorhaben Stellung. 
 
Nach Rücksprache mit dem zuständigen Ortsobmann des BBV haben wir gegen o.g. Planung folgende 
Einwände: 
 
Für Ihre Planungen bitten wir Sie folgenden Aspekt zu berücksichtigen: Tag für Tag werden der 
Landwirtschaft wertvolle Äcker und Wiesen durch Überbauung und Versiegelung entzogen, sodass 
diese unwiederbringlich nicht mehr landwirtschaftlich genutzt werden können. Dabei werden diese 
fruchtbaren Böden dringend benötigt, um auch in Zukunft Nahrungsmittel zu erzeugen. Gerade jetzt, 
wo die Produktion von Lebensmitteln einen hohen Stellenwert in der Gesellschaft angenommen hat, ist 
es unabdingbar, dass speziell die wertvollen Flächen, die hochwertige Böden und damit hohe 
Ackerzahlen aufweisen, zukünftig weiter für die Produktion gesichert werden. Nach § 1a BauGB soll mit 
Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. Landwirtschaftlich genutzte Flächen 
sollen nur in unbedingt notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Planung der verschiedenen 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen in ihrer Gemeinde stellt aber einen erheblichen Flächenverbrauch dar. 
Zentrales Anliegen des Bayerischen Bauernverbandes ist es deshalb, den Ausbau der Photovoltaik 
durch dezentrale kleine, standortangepasste und auch in das bayerische Kulturlandschaftsbild 
passende PV-Anlagen in der Hand der Landwirtschaft umzusetzen. Oberstes Ziel muss es sein, die 
Wertschöpfung im ländlichen Raum zu halten und PV-Anlagen zu installieren, die sowohl bei den 
Landwirten wie auch bei den Bürgern Akzeptanz finden. 
 
Deshalb regen wir an, keine landwirtschaftlichen Flächen mit einer durchschnittlichen Ackerzahl über 50 
für die Bebauung mit Photovoltaik-Freiflächenanlagen zu verwenden. Es können auch PV-
Freiflächenanlagen auf Flächen mit Bewirtschaftungsauflagen, Grenzertragsstandorten oder 
Ausgleichsflächen einen sinnvollen Beitrag zur Energiewende leisten. 
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Zu beachten und festzusetzen wäre auch, dass die betroffenen Flächen nach Ende der Nutzungsdauer 
durch das Vorhaben wieder vollumfänglich in die landwirtschaftliche Produktion und Nutzung zu 
überführen sind und bis auf den Ursprungszustand wieder nutzbar gemacht werden sollen.   
 
Zusätzlich möchten wir darauf hinweisen, dass durch die Einzäunung und Abgrenzung dieser großen 
Nutzflächen der Wilddruck auf den üblichen Flächen in der Umgebung entsprechend höher wird. 
Daraus entstehen Verbiss-Schäden und Wildschäden durch Wildschweine. Dies ist zu vermeiden, da 
dadurch die landwirtschaftliche Nutzung und Produktion erheblich eingeschränkt werden kann. 
 
Wir bitten die Einwände in der Bauleitplanung zu berücksichtigen und eine entsprechende Festsetzung 
aufzunehmen.  
 
Wir haben keine Einwände, laut Ortsobmann, bei der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. 
 
Vielen Dank. 
 
Freundliche Grüße 

 
  



 

 

Amt für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten

Fürstenfeldbruck  
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Bebauungsplan Halmsried Nr. 1 „Sondergebiet reiflächenfotovoltaikanlage 
südlich von Halmsried“ in der Fassung vom 20.09.2022; Frühzeitige 
Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Fortschreibung des Flächennutzungsplanes Überarbeitungsbereich I, 5. 
Änderung „Sonderbauflächen Freiflächenfotovoltaikanlagen östlich von 
Pfaffenhofen und südlich von Halmsried“ in der Fassung vom 20.09.2022; 
Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB und Versand der 
Abwägungen zur frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten nimmt zu oben genann-

ten Vorgängen wie folgt Stellung: 

 

Bereich Landwirtschaft: 

Landwirtschaftliche Belange sind bei dem Vorhaben in besonderem Maße 

betroffen. 

 

Der Betreiber der geplanten Anlage hat die von den angrenzenden landwirt-

schaftlich genutzten Flächen unter Umständen auftretenden Lärm-, Staub- 

und Geruchsemissionen zu dulden. 

 

Während der Bauphase darf es zu keiner Behinderung der angrenzenden 

landwirtschaftlichen Flächen kommen. Die Zufahrten zu den angrenzenden 

Flächen müssen gewährleistet bleiben bzw. sichergestellt werden. 

 

Kommt es im Rahmen der Bauphase zu Beschädigungen der Feldwege/ Zu-

fahrtswege, so müssen die vom Anlagenbetreiber umgehend in Stand ge-

setzt werden. 

 

Grundsätzlich ist bei der geplanten Nutzung der Fläche mit einer Freiflächen-

photvoltaikanlage das Risiko einer Schwermetallbelastung zu bewerten. 
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Die Gefahr einer Bodenkontamination durch PV-Anlagen mit Blei oder Cad-

mium wird nach derzeitigem Kenntnisstand bei intakten Solarmodulen bau-

artbedingt als sehr gering eingestuft. Sind Halbleiterschicht, Kontakte oder 

Verlötungen aufgrund von Beschädigungen der Module durch Hagel oder 

Brand der Witterung ausgesetzt, sind diese aus Gründen des vorsorgenden 

Bodenschutzes zeitnah zu entfernen. Eine Auslaugung von Blei oder Cad-

mium kann dann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

 

Untersuchungen zu Zinkeinträgen aus der Verwitterung von Befestigungs-

material (z.B. bei Pfählen für Schutzzäune im Forst, Stützgerüsten im Wein-

bau) kommen zu dem Ergebnis, dass mit Zinkeinträgen in den Boden von 

2,9 kg/ (ha*a) zu rechnen ist. Unseres Erachtens lässt sich eine Freiflächen-

photovoltaikanlage bzgl. Anzahl an Stützen bzw. verbautem Befestigungs- 

und Ständermaterial mit den vorgenannten Bereichen sehr gut vergleichen. 

Grundsätzlich ist Zink ein wichtiges Spurenelement, welches die Pflanzen 

zum Wachstum benötigen. Die vorgenannten Zinkeinträge überschreiten je-

doch die Düngeempfehlung eines in Hinblick auf die Pflanzenernährung gut 

versorgten und durchschnittlich bewirtschafteten Boden um 100%. Eine An-

reicherung mit dem Schwermetall wäre, insbesondere bei, wie vorgeschrie-

ben, extensiver Nutzung der Fläche, zu erwarten und kann damit zu einer 

schädlichen Bodenveränderung führen.  

Um dieser vorzubeugen ist daher, aus unserer Sicht, auf verzinktes Material 

für die Aufständerung der Module möglichst zu verzichten. Alternativen wä-

ren z.B. Konstruktionen aus Edelstahl, mit anderen Beschichtungen oder 

evtl. auch aus Holz. Das Bayerischen Staatministerium für Wohnen, Bau und 

Verkehr betont zudem, dass laut den Umweltrichtlinien „der Baustoff Holz - 

seinen technischen und ökologischen Eigenschaften entsprechend - gleich-

berechtigt in die Planungsüberlegungen einzubeziehen“ ist. 

 

Entsprechend den Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums für Woh-

nen, Bau und Verkehr in Abstimmung mit den Bayerischen Staatsministerien 

für Wissenschaft und Kunst, für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, 

für Umwelt und Verbraucherschutz sowie für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten zum Bau- und landesplanerischer Behandlung von Freiflächen-Pho-

tovoltaikanlagen ist die Anlage nach Nutzungsaufgabe rückzubauen und die 

Fläche möglichst im vollen Umfang (siehe Hinweis Hecke) einer uneinge-

schränkten landwirtschaftlichen Nutzung wieder zuzuführen. Das Bewirt-

schaftungs- bzw. Pflege- und Ausgleichskonzept für die Zeit der Nutzung der 

Fläche als PV-Anlage ist darauf auszurichten.  

 

Die extensive Wiese auf der Fläche unter und zwischen den Modulen ist so 

zu bewirtschaften, dass sich die Wiese nicht zu einem arten- und struktur-

reichen Dauergrünland nach Art 23. Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 entwickelt, da sie 

sonst ein geschütztes Biotop ist (Verbote nach §30 Abs. 2 BNatschG) und 
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somit die Fläche langfristig nicht mehr in vergleichbarer Weise landwirt-

schaftlich genutzt werden kann, wie es aktuell der Fall ist (insbesondere 

keine Ackernutzung mehr möglich).  

Falls die Fläche sich doch entsprechend entwickeln sollte, hat der Betreiber 

die Voraussetzungen zu schaffen, dass nach Art. 23 Abs. 3 BayNatSch bzw. 

des § 45 Abs. 7 BNatSchG die Erteilung einer einzelfallbezogenen Aus-

nahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG bzw. des § 44 

BNatSchG möglich ist, bzw.  eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von 

den genannten Verboten erteilt werden kann. 

Um der natürlichen Versauerung des Bodens entgegenzuwirken und die Bo-

denfruchtbarkeit zu erhalten ist in der Regel auch auf Grünlandflächen eine 

Erhaltungskalkung notwendig. Zudem geht die EU-Kommission davon aus, 

dass der Schutz vor Versauerung positive Effekte auf die Bodenbiodiversität 

hat, somit einen Beitrag zum Ziel der Biodiversitäts-Konventionen leistet und 

den Artenrückgang aufhält. Daher sollte auf der Fläche eine Erhaltungskal-

kung (z.B. mit Kohlensaurem Kalk) in Höhe von 5 dt CaO/ha alle 5 Jahre 

durchgeführt werden. Kalk ist bei dem Düngeverbot auf der Fläche dafür 

auszunehmen. 

 

Die regelmäßige Pflege der geplanten Bebauungsflächen hat so zu erfolgen, 

dass das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene 

negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Nachbarflächen 

vermieden wird. 

 

Wir begrüßen, dass nach aktueller Einschätzung kein naturschutzfachlicher 

Ausgleich notwendig ist. Sollte sich die Bewertung diesbezüglich noch än-

dern, soll der Ausgleich auf der Maßnahmenfläche erfolgen. 

Bei der Anlage von Ausgleichsflächen, bzw. der Flächen unter den Modulen, 

ist durch die Auswahl der Saatgutmischungen und der standortangepassten 

Pflegemaßnahmen (z.B. Beweidung) sicherzustellen, dass sich auf der 

Maßnahmenfläche keine stickstoffsensiblen Subtypen ansiedeln. Diese 

könnten z.B. aufgrund der TA Luft die Entwicklung oder die Erweiterung von 

landwirtschaftlichen Betrieben im Umfeld der geplanten PV-Anlage verhin-

dern.  

 

Bzgl. der Anlage von Hecken weisen wir darauf hin, dass davon auszugehen 

ist, dass diese Fläche später nicht wieder landwirtschaftlich genutzt werden 

kann, da die Hecke dann nach Art. 16 (1) BayNatSchG geschützt sein wird. 

 

Bereits bei der Genehmigung ist die Auflage zum vollständigen Rückbau 

(incl. Fundamente, falls verbaut) aufzunehmen, da bei einem ausschließlich 

oberflächigen Rückbau die Bodenfunktionen nicht mehr vollständig wieder-

hergestellt werden können und damit eine nachhaltige, ressourcen- und um-

weltschonende landwirtschaftliche Folgenutzung nicht gewährleistet wäre.  
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Aufgrund der hohen Rückbaukosten sollte bei der Genehmigung festgesetzt 

werden, dass entsprechende Rücklagen vorzuhalten sind und diese z.B. 

über Bürgschaften, Dienstbarkeiten oder ähnliches gesichert werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 




